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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Eine Woche nach der massiven Niederlage der CVP bei den Parlamentswahlen in Zug
kündigte Parteipräsident Durrer anlässlich einer Delegiertenversammlung vom 31.
Oktober in Muttenz an, das Image als blosse Mehrheitsbeschafferin abzulegen und
vermehrt «Krallen und Zähne» zu zeigen. Trotz inhaltlicher, personeller und
organisatorischer Erneuerung sei die erwünschte Trendwende bei der Wählergunst
noch nicht herbeigeführt worden. Als Ursachen für die Krise ortete er interne Querelen,
eine mangelnde Identifikation vieler Mandatsträger mit der Partei sowie den Mangel an
profilierter Themenführerschaft. Die CVP nehme sich künftig das Recht heraus, bei
Bedarf vermehrt Nein zu sagen, ohne der SVP die Rolle des ständigen Neinsagers
streitig machen zu wollen. Für den Wahlkampf 1999 sollen die Prioritäten auf die
Probleme der Arbeitslosigkeit, der Migrations- sowie der Sozialpolitik gelegt werden. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.1998
URS BEER

Überraschend beschlossen die CVP-Delegierten gegen die Empfehlungen von
Bundesrat und Parlament und ihres Präsidenten Adalbert Durrer mit 189:148 Stimmen
bei drei Enthaltungen die Ja-Parole für die EU-Beitrittsinitiative. Ausser Basel, Bern
und Freiburg beschlossen alle übrigen CVP-Kantonalsektionen die Nein-Parole. Nach
der Abstimmung gab sich Durrer überzeugt, dass die Ja-Parole der CVP Schweiz zu
weiteren Stimmenverlusten an die SVP im Aargau und in Solothurn geführt habe. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.03.2001
MAGDALENA BERNATH

Obschon Umfrageergebnisse darauf hindeuteten, dass viele CVP-Wählerinnen und
Wähler die Asylinitiative der SVP befürworteten, lehnten die CVP-Delegierten die
Vorlage mit bloss einer Gegenstimme ab. Trotz Einwänden des christlich-sozialen
Flügels empfahlen sie die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zur
Annahme. In einem Papier zur Migrationspolitik sprachen sich die Delegierten wie die
SVP für Kurzzeitarbeitsbewilligungen auch für wenig qualifizierte Personen aus dem
Ausland aus, die in der Landwirtschaft, im Bau- und Gastgewerbe sowie in der Pflege
gebraucht würden. Eingewanderte sollten sich mit der Kultur der Schweiz vertraut
machen und über ihre Integrationsbemühungen regelmässig Rechenschaft ablegen. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Zentrales Thema der Freiburger Delegiertenversammlung Ende Oktober war die
Wirtschaftspolitik. Der diskutierte Katalog von Forderungen stimmte dabei weitgehend
mit den Zielen der zur neuen Wirtschaftsministerin gewordenen Doris Leuthard
überein: die Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips, um die Verbraucherpreise in der
Schweiz zu senken, der Abbau von weiteren Handelshemmnissen sowie administrative
Vereinfachungen für die KMU. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.10.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An ihrer Delegiertenversammlung in Lausanne am 23. Juni verabschiedete die CVP ein
Wachstumspaket „Wirtschaftspolitik für mehr Beschäftigung und Lebensqualität“.
Dieses enthielt wenig Neues und war nicht umstritten. Die CVP forderte darin vor allem
einen besseren Transfer von Wissen in die Wirtschaft. Zudem richtete sie sich gegen
die Hochpreisinsel Schweiz und verlangte eine konsequentere Anwendung des
Kartellgesetzes. Die CVP stellte sich hinter die bilateralen Beziehungen zur EU und
befürwortete die Weiterführung der Personenfreizügigkeit und deren Ausdehnung auf
Rumänien und Bulgarien. Gleichzeitig betonte sie die Wichtigkeit von guten
wirtschaftlichen Beziehungen zu den USA und zu den Schwellenländern. Zudem hiess
die CVP die Unternehmenssteuerreform II mit 86 zu einer Stimme bei 3 Enthaltungen
gut. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.06.2007
SABINE HOHL
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An ihrer Delegiertenversammlung auf dem Säntis Mitte September beschloss die CVP
eine Resolution für den Kampf gegen die Hochpreisinsel Schweiz. Sie forderte die
einseitige Einführung des „Cassis-de-Dijon“-Prinzips mit einem möglichst kleinen
Ausnahmenkatalog, den Abbau von Missbräuchen im Patentrecht und die Beseitigung
von „Preis-Ausreissern“ bei Originalmedikamenten, eine Harmonisierung der
kantonalen Baunormen sowie die Eliminierung von Lücken im Kartellrecht. Zudem
verlangte die CVP die Beseitigung der Besteuerung von Kinder- und
Ausbildungszulagen. Die Delegierten hiessen auch einen Gegenvorschlag zu der von der
Linken lancierten Klimainitiative gut, der vorsieht, den CO2-Ausstoss bis 2020 um
mindestens 20% zu senken. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.09.2007
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung der CVP vom 25. Oktober wurde einstimmig eine
Resolution zur Europapolitik verabschiedet. In dieser nannte die CVP Handlungsbedarf
auf drei Gebieten: Erstens beim Versicherungsabkommen: Die Öffnung der
Versicherungsmärkte solle auf Lebensversicherungen ausgedehnt werden. Zweitens
solle ein Elektrizitätsabkommen angestrebt werden, das den Stromtransit regeln würde
und der Schweiz die Gelegenheit geben würde, zur europäischen Strom-Drehscheibe
zu werden. Drittens solle ein Gesundheitsabkommen geschlossen werden, das dem
Schweizer Gesundheitswesen beim Export helfen würde. Das Papier wurde einstimmig
verabschiedet. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.10.2008
SABINE HOHL

In einem im März präsentierten Positionspapier verdeutlichte die CVP ihre
Migrationspolitik. Sie spricht sich gegen die Abkehr von der Personenfreizügigkeit aus,
stellt sich aber auch gegen eine weitere Öffnung der Schweiz. Die Zuwanderung aus
nicht EU-Staaten möchte die CVP restriktiv handhaben. Als Bedingungen für
Einbürgerungen werden ein erfolgreicher Sprachtest und die Akzeptanz der
grundlegenden Schweizer Werte genannt, die Antragstellende mit der Unterzeichnung
einer Charta zu bekräftigen hätten. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.03.2010
MARC BÜHLMANN

In einem Anfang Jahr veröffentlichten Positionspapier „Bilaterale plus+“ bekräftigte die
CVP ihre Haltung zum bilateralen Weg bei der Zusammenarbeit der Schweiz mit
Europa. Allerdings müssten die blockierten Verhandlungen durch die Akzeptanz neuer
Institutionen wieder in Schwung gebracht werden. Die Übernahme von EU-Recht im
Rahmen dieser Verhandlungen sei dabei notwendig, müsse aber unter gestalterischer
Mitsprachemöglichkeit der Schweiz geschehen. Die Überwachung der Umsetzung von
EU-Recht – ein wichtiger Verhandlungspunkt – könne laut der CVP durchaus von einer
Institution ähnlich dem EWR/Efta-Gerichtshof wahrgenommen werden. Ein solcher
könne dabei auch in Brüssel angesiedelt sein. Allerdings würde die Partei dabei eine
Vertretung durch Schweizer Richter zur Bedingung machen. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.01.2012
MARC BÜHLMANN

Mitte Januar zog sich die CVP zu einer Retraite nach Flüeli (OW) zurück, wo über die
Europapolitik debattiert wurde. Präsident Darbellay hatte Ende 2012 laut über einen
Beitritt zum EWR nachgedacht. Erst Ende Februar kündigten die Christdemokraten
dann an, sich in der Europafrage klarer positionieren zu wollen. Ein EWR-Beitritt wurde
jedoch nicht als Option in Erwägung gezogen. Ein Einbezug von Efta-Institutionen (z.B.
Gerichtshof oder Überwachungsbehörde) könnte aber sehr wohl Bestandteil eines
neuen institutionellen Arrangements mit der EU sein. Auch ein internationales Gericht
für die Auslegung der zukünftigen bilateralen Verträge sei denkbar, falls die Schweiz
darin mit einem Richter vertreten wäre. Die CVP rief den Bundesrat zudem auf, die
Ventilklausel zu aktivieren, um ein Zeichen in der Diskussion um die Zuwanderung zu
setzen. An der Delegiertenversammlung Mitte April in Heiden forderte Darbellay gar
eine zeitlich unbefristete Möglichkeit für die Anrufung einer Ventilklausel, also eine
dauerhafte Möglichkeit der Einschränkung der Zuwanderung aus der EU. Der Parteichef
sprach von einem dauerhaften „Ventilklausel-Gesetz“, das allerdings
Nachverhandlungen mit der EU hinsichtlich der Personenfreizügigkeit bedingen würde.
Die Forderung weckte parteiintern Skepsis – Lucrezia Meier-Schatz (SG) sprach von
einer Entfernung von den CVP-Grundwerten. Bei der SVP rief die Forderung hingegen
Befriedigung hervor und wurde sogleich als Unterstützung der
Masseneinwanderungsinitiative interpretiert, was von der CVP allerdings dementiert
wurde, da die Personenfreizügigkeit nicht – wie mit der SVP-Initiative – abgeschafft,
sondern fallweise und flexibel ausgesetzt werden solle. Bei der SP und der FDP stiess

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.04.2013
MARC BÜHLMANN
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die Idee auf Unwillen. 10

Ende August sorgte ein kantonaler Vorstoss der Aargauer CVP für Wirbel. Die CVP-
Fraktion im Grossen Rat forderte ein Kopftuchverbot an Volksschulen.
Kleidungsstücke, die den pädagogischen Lernzielen der Volksschule widersprächen,
sollten generell verboten werden. In der Sonntagspresse wurde kolportiert, dass das
Anliegen von der nationalen Parteileitung mit Mustervorstössen gefördert werde.
Hintergrund des Aargauer Vorstosses war ein Bundesgerichtsurteil, welches ein an einer
Thurgauer Schule ausgesprochenes Verbot des Tragens eines Kopftuches wegen
Fehlens einer gesetzlichen Grundlage für ungültig erklärt hatte. Mit dem von der CVP
Aargau vorgeschlagenen Verbot sollen die offenen und progressiven Muslime
unterstützt und Mädchen vor rigiden Kleidervorschriften geschützt werden. In anderen
Kantonen wurde ein Verbot zwar diskutiert, ausser im Kanton Aargau wurde aber von
keiner anderen CVP-Sektion ein Vorstoss unternommen. Verbote seien für das Ziel der
Integration kontraproduktiv – so die Mehrheitsmeinungen in den meisten Kantonen. 11

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.2013
MARC BÜHLMANN

Ende Februar 2015 präsentierte die CVP einen Aktionsplan zum starken Franken. Um
den Herausforderungen zu begegnen, unter denen vor allem die Exportwirtschaft und
der Tourismus zu leiden hatten, müssten Rechtssicherheit geschaffen und
wirtschaftliche Erleichterungen umgesetzt werden. In einem Katalog an Massnahmen
forderte die CVP griffige Massnahmen zugunsten des Werkplatzes Schweiz. Angebracht
seien aber weder neue Lohnverhandlungen noch Steuererleichterungen für gewisse
Branchen, sondern Umstrukturierungen auf der Basis von Bildung, Forschung und
Innovation. Gefordert wurde zudem eine bürgerliche Allianz mit dem Ziel, die
bilateralen Verträge mit der EU zu unterstützen. Die Nationalbank wurde aufgefordert,
weiterhin unabhängig, aber mit Sorgfalt zu agieren. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.02.2015
MARC BÜHLMANN

Rund 800 Parteimitglieder nahmen Ende August 2015 am CVP-Sommerparteitag in Le
Châble (VS) teil und verabschiedeten ein Zukunfts-Manifest. Die extremistische Politik
von links und rechts bringe Wohlstand und Sicherheit in der Schweiz in Gefahr, so
Parteipräsident Darbellay zum Auftakt. Es gelte, den Standort Schweiz zu sichern. Dies
sei nur dank Innovationsförderung – hier forderte die CVP einen Zukunftsfonds – und
einer starken Flüchtlings- und Asylpolitik möglich, wobei – dies wurde von Bundesrätin
Doris Leuthard betont – vor allem eine verstärkte Hilfe vor Ort angestrebt werden
müsse. Weitere zentrale Forderung des Manifests ist die Regelung des Verhältnisses der
Schweiz mit der EU. Diese Absicht wurde am Parteitag auch durch zwei Gäste
unterstrichen. Der französische Präsident der Europäischen Volkspartei, Joseph Daul,
sowie der amtierende Aussenminister Österreichs, Sebastian Kurz, beehrten die
Christlichdemokraten im Wallis. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.08.2015
MARC BÜHLMANN

1) Presse vom 31.10. und 2.11.98
2) SoZ, 21.1.01; Presse vom 22.1.01. Zu den mögliche Folgen des Entscheids für die CVP: Presse vom 23.1. und 6.3.01. 
3) Presse vom 28.10.02.
4) Presse vom 30.10.06.
5) Bund und NZZ, 25.6.07.
6) NZZ und SGT, 17.9.07.
7) NZZ, 27.10.08.
8) NZZ, 9.3.10; TA, 10.3.10.
9) NZZ, 19.1.12.
10) Blick, 10.1.13; NZZ, 11.1., 23.2. und 22.4.13; AZ und NZZ, 23.4.13; BaZ und SGT, 24.4.13.
11) SZ, 11.8.13; NZZ, 20.8.13; AZ, 21.8.13; BaZ, 19.9.13.
12) Positionspapier Geldpolitik CVP vom 20.2.2015
13) Manifest CVP Zukunft der Schweiz; Medienmitteilung CVP vom 29.8.2015; Parteitag CVP Programm; So-Bli, 30.8.15; LT,
Lib, NF, NZZ, TA, 31.8.15
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